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2126

Verordnung zum Schutz
vor Neuinfi zierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2

(Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO)

Vom 30. November 2020

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a, 73 Absatz 1a Nummer 6 
und 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.  I S. 1045), von denen § 28 
Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I 
S. 2397) geändert, § 28a durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I S. 2397) eingefügt, § 73 Absatz 1a Nummer 6 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 26 
des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1010) und § 73 Absatz 1a Nummer 24 zuletzt 
durch Artikel 1 Nummer 23 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geän-
dert worden sind, sowie von § 10 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b) verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

§ 1
Allgemeine Grundsätze

(1) Zur Fortsetzung der Bekämpfung der SARS-CoV-2-Pandemie und insbesondere zur 
Gewährleistung ausreichender medizinischer Versorgungskapazitäten werden mit dieser 
Verordnung Maßnahmen angeordnet, die die Infektionsgefahren wirksam und zielgerichtet 
begrenzen und Infektionswege nachvollziehbar machen. 

(2) Jede in die Grundregeln des Infektionsschutzes einsichtsfähige Person ist verpfl ichtet, 
sich so zu verhalten, dass sie sich und andere keinen vermeidbaren Infektionsgefahren aus-
setzt.

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften orientieren sich bei den von ihnen aufzustel-
lenden Regelungen für Gottesdienste und andere Versammlungen zur Religionsausübung 
an den entsprechenden Regelungen dieser Verordnung. Die vorgelegten Regelungen der 
Kirchen und Religionsgemeinschaften treten für den grundrechtlich geschützten Bereich 
der Religionsausübung an die Stelle der Regelungen dieser Verordnung. Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften, die keine entsprechenden Regelungen vorlegen, unterfallen auch für 
Versammlungen zur Religionsausübung den Regelungen dieser Verordnung beziehungs-
weise den Verfügungen der nach § 17 Absatz 1 zuständigen Behörden.

(4) Betriebe, Unternehmen, Behörden und andere Arbeitgeber haben die Regelungen die-
ser Verordnung zu beachten, soweit ein Kontakt zwischen Beschäftigten und Kundinnen, 
Kunden oder ihnen vergleichbaren Personen besteht. Unabhängig von solchem Kontakt ist 
in geschlossenen Räumen eine Alltagsmaske nach § 3 Absatz 1 zu tragen; dies gilt vorbe-
haltlich weitergehender arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben, betrieblicher Infektionsschutz-
konzepte oder konkreter behördlicher Anordnungen nicht am Arbeitsplatz, sofern ein Ab-
stand von 1,5 Metern zu weiteren Personen sicher eingehalten werden kann. Im Übrigen 
richten sich die Vorgaben für die Arbeitswelt nach den Anforderungen des Arbeitsschutzes 
und weiteren einschlägigen Rechtsvorschriften. Das jeweils aktuelle Infektionsgeschehen 
ist dabei zu berücksichtigen. Insbesondere sollten nicht erforderliche Kontakte in der 
 Belegschaft und mit Kunden möglichst vermieden werden (zum Beispiel durch die Nut-
zung besonderer Schutzeinrichtungen und der Heimarbeit), allgemeine Hygienemaßnah-
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men umgesetzt und die Infektionsrisiken bei erforderlichen Kontakten durch besondere 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen minimiert werden.

(5) Öffentlicher Raum im Sinne dieser Verordnung sind alle Bereiche mit Ausnahme des 
nach Art. 13 Absatz 1 des Grundgesetzes geschützten Bereichs. 

(6) Weitergehende Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften wie zum Beispiel 
dem  Arbeitsschutzrecht oder der Verordnung zur Verhütung übertragbarer Krankheiten 
(Hygieneverordnung NRW) bleiben unberührt und sind neben den Regelungen dieser Ver-
ordnung zu beachten.

(7) Die besonderen Regelungen der Coronabetreuungsverordnung insbesondere für den 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfl egestellen und Schulen bleiben un-
berührt.

(8) Soweit die Regelungen dieser Verordnung bestimmte Veranstaltungen, Angebote und 
Tätigkeiten untersagen, gilt dies nicht für rein digitale Formate, bei denen die teilnehmen-
den oder leistungserbringenden Personen sich nicht am selben Ort befi nden und ein Kon-
takt deshalb ausgeschlossen ist.

§ 2
Mindestabstand, Kontaktbeschränkung

(1) Im öffentlichen Raum ist zu allen anderen Personen grundsätzlich ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern (Mindestabstand) einzuhalten, soweit in dieser Verordnung nichts anderes 
bestimmt ist oder die Einhaltung des Mindestabstands aus medizinischen, rechtlichen, 
ethischen oder baulichen Gründen nicht möglich ist. Im öffentlichen Raum ist ein Zusam-
mentreffen von Personen nur zulässig, wenn nach den nachfolgenden Regelungen der Min-
destabstand unterschritten werden darf oder wenn das Zusammentreffen nach anderen 
Vorschriften dieser Verordnung unter Wahrung des Mindestabstands ausdrücklich zulässig 
ist.

(2) Der Mindestabstand darf unterschritten werden

1.  innerhalb des eigenen Hausstandes ohne Personenbegrenzung,

1a.  beim Zusammentreffen des eigenen Hausstandes mit den Angehörigen eines weiteren 
Hausstandes mit höchstens insgesamt fünf Personen, wobei Kinder bis zu einem Alter 
von einschließlich 14 Jahren bei der Berechnung der Personenzahl nicht mitgezählt 
werden,

1b.  daneben im Zeitraum vom 23. Dezember 2020 bis zum 1. Januar 2021 beim Zusam-
mentreffen im engsten Familien- oder Freundeskreis mit höchstens insgesamt zehn 
Personen, wobei Kinder bis zu einem Alter von einschließlich 14 Jahren bei der Be-
rechnung der Personenzahl nicht mitgezählt werden,

2.  wenn dies zur Begleitung minderjähriger und unterstützungsbedürftiger Personen 
oder aus betreuungsrelevanten Gründen erforderlich ist,

3.  bei der Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen, 
der Kindestagespfl ege und heilpädagogischen Einrichtungen sowie bei Angeboten der 
Kinderbetreuung in besonderen Fällen (Brückenprojekte) nach Maßgabe der Corona-
betreuungsverordnung,

4.  in Schulklassen, Kursen und festen Gruppen der Ganztagsbetreuung in öffentlichen 
Schulen, Ersatzschulen und Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes NRW ein-
schließlich schulischer Veranstaltungen außerhalb der Schulgebäude nach Maßgabe 
der Coronabetreuungsverordnung,
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5.  bei Bildungsveranstaltungen nach § 6 und § 7, bei Veranstaltungen und Versammlun-
gen nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 sowie bei Sitzungen nach § 13 Absatz 2 Nummer 3 
für fest zugeteilte Sitzplätze, wenn die Raumgröße eine andere Anordnung der Sitz-
plätze nicht zulässt,

6.  durch Kinder bei der Nutzung von Spielplätzen im Freien,

7.  bei der Nutzung von Beförderungsleistungen des Personenverkehrs und seiner Ein-
richtungen, 

8.  in Einsatzsituationen von Sicherheitsbehörden, Feuerwehr, Rettungsdienst und Katas-
trophenschutz,

9.  bei zwingenden Zusammenkünften zur Berufsausübung,

10.  bei nach dieser Verordnung zulässigen Veranstaltungen zur Jagdausübung bezogen auf 
feste und namentlich dokumentierte Gruppen von jeweils höchstens fünf Personen in-
nerhalb der Gesamtgruppe der Teilnehmer,

11.  zwischen nahen Angehörigen bei Beerdigungen und standesamtlichen Trauungen so-
wie Zusammenkünften unmittelbar vor dem Ort der Trauung. 

(3) Soweit dies zur bestimmungsgemäßen Nutzung von nach dieser Verordnung zugelasse-
nen Einrichtungen und Angeboten erforderlich ist, kann auf die Einhaltung des Mindest-
abstands verzichtet werden, wenn zur vollständigen Verhinderung von Tröpfcheninfektio-
nen geeignete Schutzmaßnahmen (bauliche Abtrennung, Abtrennung durch Glas, Plexiglas 
oder ähnliches) vorhanden sind oder die Pfl icht zum Tragen einer Alltagsmaske nach § 3 
besteht. Dasselbe gilt für Ausbildungstätigkeiten oder Dienstleistungen, bei denen der 
Mindestabstand nicht eingehalten werden kann (körpernahe Ausbildungen, körpernahe 
Dienstleistungen).

(4) Abweichend von Absatz 1 müssen Personen, die Blasinstrumente spielen oder singen, 
einen Mindestabstand von 2 Metern untereinander und zu anderen Personen einhalten.

§ 3
Alltagsmaske

(1) Eine Alltagsmaske im Sinne dieser Verordnung ist eine textile Mund-Nasen-Bedeckung 
(einschließlich Schals, Tüchern und so weiter) oder eine gleich wirksame Abdeckung von 
Mund und Nase aus anderen Stoffen (OP-Maske und so weiter). 

(2) Die Verpfl ichtung zum Tragen einer Alltagsmaske besteht unabhängig von der Einhal-
tung eines Mindestabstands 

1.  in geschlossenen Räumlichkeiten im öffentlichen Raum, soweit diese – mit oder ohne 
Eingangskontrolle – auch Kundinnen und Kunden beziehungsweise Besucherinnen 
und Besuchern zugänglich sind, sowie auf Märkten und ähnlichen Verkaufsstellen im 
Außenbereich,

1a.  im unmittelbaren Umfeld von Einzelhandelsgeschäften auf dem Grundstück des Ge-
schäftes, auf den zu dem Geschäft gehörenden Parkplatzfl ächen und auf den Zuwe-
gungen zu dem Geschäft,

2.  bei der Nutzung von Beförderungsleistungen des Personenverkehrs und seiner Ein-
richtungen, 

3.  in den Innenbereichen sonstiger Beförderungsmittel, mit Ausnahme der privaten 
Fahrzeugnutzung und von Einsatzfahrzeugen von Sicherheitsbehörden, Feuerwehr, 
Rettungsdiensten und Katastrophenschutz, 
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4.  bei der Inanspruchnahme körpernaher Dienstleistungen und bei körpernahen Ausbil-
dungstätigkeiten im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 2,

5.  bei Bildungsveranstaltungen nach §  6 und §  7, die in Gebäuden und geschlossenen 
Räumen stattfi nden,

6.  bei den nach dieser Verordnung ausnahmsweise zulässigen Zusammenkünften, Ver-
sammlungen und Veranstaltungen in geschlossenen Räumen und bei einer Teilnehmer-
zahl von mehr als 25 Personen unter freiem Himmel, 

7.  auf Spielplätzen und

8.  an weiteren Orten unter freiem Himmel, für die die zuständige Behörde eine entspre-
chende Anordnung trifft oder bereits getroffen hat, wenn gemessen an der verfügba-
ren Fläche mit dem Zusammentreffen einer so großen Anzahl von Menschen zu rech-
nen ist, dass Mindestabstände nicht sichergestellt werden können.

(3) Die Verpfl ichtung zum Tragen einer Alltagsmaske gilt in Kindertageseinrichtungen, in 
Angeboten der Kindertagespfl ege und heilpädagogischen Kindertageseinrichtungen sowie 
in Angeboten der Kinderbetreuung in besonderen Fällen (Brückenprojekte) sowie in 
Schulgebäuden und auf dem Gelände von Schulen, Ersatzschulen und Ergänzungsschulen 
im Sinne des Schulgesetzes NRW nach Maßgabe der Coronabetreuungsverordnung.

(4) Von der Verpfl ichtung zum Tragen einer Maske ausgenommen sind 

1.  Lehrkräfte bei Bildungsangeboten nach §  6 und §  7 sowie Beteiligte an Prüfungen 
nach § 6 Absatz 2, wenn der Mindestabstand zu den anderen Personen im Raum ein-
gehalten wird, 

2.  Kinder bis zum Schuleintritt,

3.  Kräfte von Sicherheitsbehörden, Feuerwehr, Rettungsdiensten und Katastrophen-
schutz in Einsatzsituationen sowie 

4.  Personen, die aus medizinischen Gründen keine Alltagsmaske tragen können. 

Das Vorliegen der medizinischen Gründe ist durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, 
welches auf Verlangen vorzulegen ist. 

(5) Die Verpfl ichtung nach Absatz 2 kann für Inhaber und Inhaberinnen sowie Beschäftigte 
durch gleich wirksame Schutzmaßnahmen (Abtrennung durch Glas, Plexiglas o.ä.) oder 
das Tragen eines das Gesicht vollständig bedeckenden Visiers ersetzt werden. 

(6) Die Alltagsmaske kann vorübergehend abgelegt werden, wenn das zur Ermöglichung 
einer Dienstleistung oder ärztlichen Behandlung, auf behördliche oder richterliche Anord-
nung oder aus anderen Gründen (zum Beispiel Vortragstätigkeit, Redebeiträge mit Min-
destabstand zu anderen Personen bei zulässigen Veranstaltungen und so weiter, Kommuni-
kation mit einem gehörlosen oder schwerhörigen Menschen, zur notwendigen Einnahme 
von Speisen und Getränken) erforderlich ist. 

(7) Personen, die eine Verpfl ichtung zum Tragen einer Alltagsmaske nicht beachten, sind 
von der Nutzung der betroffenen Angebote, Einrichtungen und Dienstleistungen durch die 
für das Angebot, die Einrichtung oder Dienstleistung verantwortlichen Personen auszu-
schließen.

§ 4
Hygiene- und Infektionsschutzanforderungen

(1) Bei Angeboten und Einrichtungen, die für einen Kunden- oder Besucherverkehr ge-
öffnet sind, sind folgende Hygieneanforderungen sicherzustellen: 
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1.  Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Gelegenheiten zum Händewaschen be-
ziehungsweise zur Händehygiene, insbesondere in Eingangsbereichen von gastrono-
mischen Einrichtungen,

2.  die regelmäßige infektionsschutzgerechte Reinigung aller Kontaktfl ächen und Sani-
tärbereiche in Intervallen, die den besonderen Anforderungen des Infektionsschutzes 
Rechnung tragen,

3.  die infektionsschutzgerechte Reinigung von körpernah eingesetzten Gegenständen 
oder Werkzeugen nach jedem Gast-/Kundenkontakt, 

4.  das Spülen des den Kundinnen und Kunden zur Verfügung gestellten Geschirrs bei 
mindestens 60 Grad Celsius, nur ausnahmsweise sind niedrigere Temperaturen mit 
entsprechend wirksamen Tensiden beziehungsweise Spülmitteln ausreichend,

5.  das Waschen von gebrauchten Textilien und ähnlichem bei mindestens 60 Grad Cel-
sius, wobei Handtücher und Bettwäsche nach jedem Gast- beziehungsweise Kunden-
kontakt zu wechseln und ansonsten Einmalhandtücher zu verwenden sind, und

6.  gut sichtbare und verständliche Informationen zum infektionsschutzgerechten Verhal-
ten durch Informationstafeln oder ähnliches.

Zur infektionsschutzgerechten Handhygiene, Reinigung oder Wäsche sind Produkte zu ver-
wenden, die aufgrund einer fettlösenden oder mindestens begrenzt viruziden Wirkung das 
SARS-CoV-2-Virus sicher abtöten. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für Angebote und Einrich-
tungen des öffentlichen Personenverkehrs.

(2) In geschlossenen Räumen, die für einen Kunden- und Besucherverkehr geöffnet sind, 
ist zur Vermeidung von über Aerosole vermittelten Infektionen eine dauerhafte oder min-
destens regelmäßige Durchlüftung mit kurzen Lüftungsintervallen sicherzustellen. Die In-
tensität der Lüftung und die Lüftungsintervalle sind der Anzahl der regelmäßig im Raum 
anwesenden Personen sowie der von ihnen ausgeübten Tätigkeiten (zum Beispiel sportliche 
Betätigung, Singen und Musizieren mit erhöhtem Aerosolausstoß) anzupassen. Soweit an-
dere Behörden (zum Beispiel Arbeitsschutz, Schulaufsicht, Bauaufsicht) Vorgaben zur Be-
lüftungssituation machen, sind diese auch im Rahmen dieser Verordnung verbindlich zu 
berücksichtigen. Die zuständigen Behörden können zusätzliche oder abweichende Vorga-
ben zur Belüftungsregelung anhand der konkreten Situation des Einzelfalls (zum Beispiel 
aus Sicherheitsgründen) machen.

(3) Bei der Durchführung von Tätigkeiten der Angehörigen der Heilberufe mit Approba-
tion und sonstiger Personen, die zur Ausübung der Heilkunde gemäß § 1 des Heilprakti-
kergesetzes befugt sind, sollen die jeweils aktuell geltenden Empfehlungen und Richtlinien 
des Robert Koch-Instituts beachtet werden. Dasselbe gilt für zur Versorgung erforderliche 
Tätigkeiten der ambulanten Pfl ege und der Betreuung im Sinne des Fünften, des Achten, 
des Neunten und des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

§ 4a
Rückverfolgbarkeit

(1) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist sichergestellt, wenn die für das Angebot, die Ein-
richtung oder Dienstleistung verantwortlichen Person alle anwesenden Personen (Gäste, 
Mieter, Teilnehmer, Besucher, Kunden, Nutzer und so weiter) mit deren Einverständnis mit 
Name, Adresse und Telefonnummer sowie – sofern es sich um wechselnde Personenkreise 
handelt – Zeitraum des Aufenthalts beziehungsweise Zeitpunkt von An- und Abreise 
schriftlich erfasst und diese Daten für vier Wochen aufbewahrt. Die besondere Rückver-
folgbarkeit ist sichergestellt, wenn die nach Satz 1 verantwortliche Person zusätzlich zur 
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Erhebung der Daten nach Satz 1 einen Sitzplan erstellt und für vier Wochen aufbewahrt. 
In dem Sitzplan ist zu erfassen, welche anwesende Person wo gesessen hat.

(2) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist sicherzustellen

1.  bei der Nutzung von Sitz- beziehungsweise Stehplätzen in zulässigen gastronomi-
schen Einrichtungen,

2.  bei körpernahen Dienstleistungen und körpernahen Ausbildungstätigkeiten im Sinne 
des § 2 Absatz 3 Satz 2,

3.  bei der nach dieser Verordnung zulässigen Nutzung von Angeboten eines Beherber-
gungsbetriebs, 

4.  für Kurse, Klassengemeinschaften und weitere Angebote in Schulungs- und Bildungs-
angeboten nach § 6 und § 7,

5.  in Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, und Archiven,

6.  beim praktischen Fahrunterricht,

7.  bei nach dieser Verordnung zulässigen Versammlungen und Veranstaltungen in ge-
schlossenen Räumen sowie bei zulässigen Veranstaltungen zur Jagdausübung,

8.  beim Unterschreiten des Mindestabstands für nahe Angehörige bei Beerdigungen, 
standesamtlichen Trauungen und Zusammenkünften unmittelbar vor dem Ort der 
Trauung.

Der gesonderten Erfassung von Adresse und Telefonnummer bedarf es nicht, wenn diese 
Daten für den Verantwortlichen bereits verfügbar sind, wie beispielsweise bei Beschäftig-
ten, die eine Betriebskantine oder eine vergleichbare Einrichtung nutzen.

(3) Die besondere Rückverfolgbarkeit ist sicherzustellen für Kurse und Klassengemein-
schaften in Schul- und Bildungsangeboten nach § 6 und § 7, bei Veranstaltungen und Ver-
sammlungen nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 sowie bei Sitzungen nach § 13 Absatz 2 Num-
mer  3, wenn zulässigerweise die Mindestabstände zwischen den Sitzplätzen nicht einge-
halten werden.

(4) Die in den vorstehenden Absätzen genannten personenbezogenen Daten sind nach den 
geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften zu verarbeiten, insbesondere vor dem Zu-
griff Unbefugter zu sichern und nach Ablauf von vier Wochen vollständig datenschutzkon-
form zu vernichten. Die für die Datenerhebung gemäß Absatz 1 Verantwortlichen können 
zusätzlich eine digitale Datenerfassung anbieten, haben dabei aber sämtliche Vorgaben des 
Datenschutzes (insbesondere bei der Fremdspeicherung von Daten) und die vollständige 
datenschutzkonforme Löschung der Daten nach vier Wochen in eigener Verantwortung si-
cherzustellen. Zudem sind die Daten im Bedarfsfall jederzeit der zuständigen Behörde auf 
Verlangen kostenfrei in einem von ihr nutzbaren Format, auf Anforderung auch papierge-
bunden, zur Verfügung zu stellen. Personen, die in die digitale Datenerfassung nicht ein-
willigen, ist in jedem Fall eine nur papiergebundene Datenerfassung anzubieten.

(5) Die Regelungen zur Rückverfolgbarkeit gelten nicht, soweit gesetzlich eine Anonymität 
der Personen, die ein Angebot in Anspruch nehmen beziehungsweise eine Einrichtung auf-
suchen, vorgesehen ist.

§ 4b
Innovationsklausel

Im Rahmen eines Multi-Barrieren-Systems zur Verhinderung von Infektionen können an-
stelle einer Lüftung mit Frischluft auch innovative Techniken der Luftfi lterung zum Ein-
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satz kommen, wenn deren ausreichende Wirksamkeit bezogen auf die betreffenden Räum-
lichkeiten wissenschaftlich plausibel belegt ist. Die zuständigen Behörden in den Berei-
chen Infektions-, Arbeits- und Gesundheitsschutz sollen den Einsatz solcher technischen 
Innovationen ausdrücklich fördern und ermöglichen. Darüber hinaus kann das Ministe-
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Ausnahmen von Anforderungen dieser Verord-
nung erteilen, wenn die Wirksamkeit der innovativen Hygiene- und Infektionsschutzmaß-
nahmen mittels technischer Einrichtungen, insbesondere zur Luftreinigung und Luftfi lte-
rung, mit Bezug auf die Anforderungen dieser Verordnung zertifi ziert ist. 

§ 5
Stationäre Gesundheits- und Pfl egeeinrichtungen

(1) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, vollstationäre Einrichtun-
gen der Pfl ege und besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe sowie ähnliche Einrich-
tungen haben die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Coronavi-
ren zu erschweren und Patienten, Bewohner und Personal zu schützen. Hierbei sind insbe-
sondere die Richtlinien und Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zu beachten.

(2) Besuche in den in Absatz 1 genannten Einrichtungen sind auf der Basis eines einrich-
tungsbezogenen Besuchskonzepts zulässig, das die Empfehlungen und Richtlinien des Ro-
bert Koch-Instituts zum Hygiene- und Infektionsschutz umsetzt. Dabei ist stets zu berück-
sichtigen, dass die jeweiligen Regelungen nicht zu einer vollständigen Isolation der Betrof-
fenen führen dürfen. Auch Besuche zur seelsorgerischen Begleitung bleiben zulässig. Zu 
weitergehenden Einzelheiten kann das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
gesonderte Regelungen erlassen.

(3) Die in Absatz 1 genannten Gesundheitseinrichtungen haben im Rahmen ihres einrich-
tungsbezogenen Besuchskonzepts nach Absatz 2 die erforderlichen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um mindestens die Begleitung des Geburtsprozesses und der Geburt infektionsschutz-
gerecht zu ermöglichen. Dies gilt auch für die Begleitung Sterbender.

§ 6
Hochschulen, außerschulische Bildungsangebote im öffentlichen Dienst, Bibliotheken

(1) Der Lehr- und Prüfungsbetrieb an Hochschulen und an den Schulen des Gesundheits-
wesens ist nach Maßgabe gesonderter Anordnungen nach §  28 Absatz  1 des Infektions-
schutzgesetzes zulässig. 

(2) Interne Unterrichtsveranstaltungen und praktische Übungen einschließlich dazugehö-
riger Prüfungen im Rahmen von Vorbereitungsdiensten und der Berufsaus-, -fort- und 
-weiterbildung an den der Berufsaus-, -fort- und -weiterbildung im Öffentlichen Dienst 
dienenden Hochschulen, Schulen, Instituten und ähnlichen Einrichtungen sowie in Gerich-
ten und Behörden sowie sonstige staatliche Prüfungen sind unter Beachtung der Regelun-
gen der §§ 2 bis 4a zulässig.

(3) Bei Aus-, Fort- und Weiterbildungstätigkeiten, die eine Unterschreitung des Mindest-
abstands erfordern (zum Beispiel bei praktischen Übungen zur Selbstverteidigung oder 
zur Durchsuchung von Personen) und bei entsprechenden Prüfungen ist bei notwendiger 
Unterschreitung des Mindestabstands auf eine möglichst kontaktarme Durchführung, vor-
heriges Händewaschen beziehungsweise Händedesinfektion, das Tragen einer Alltags-
maske (soweit tätigkeitsabhängig möglich) zu achten.
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(4) In Bibliotheken einschließlich Hochschulbibliotheken sowie Archiven Entfällt das Er-
fordernis der einfachen Rückverfolgbarkeit für Personen, die die Einrichtung ausschließ-
lich zur Abholung bestellter Medien oder zur Rückgabe von Medien aufsuchen.

§ 7
Weitere außerschulische Bildungsangebote

(1) Ausbildungs- und berufsbezogene Aus- und Weiterbildungsangebote einschließlich 
kompensatorischer Grundbildungsangebote sowie Angebote, die der Integration dienen, 
und Prüfungen von 

1.  Einrichtungen der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit, 

2.  Volkshochschulen sowie 

3.  sonstigen nicht unter § 6 fallenden öffentlichen, kirchlichen oder privaten außerschu-
lischen Einrichtungen und Organisationen 

sowie Angebote der Selbsthilfe und musikalischer Unterricht sind unter Beachtung der 
Regelungen der §§ 2 bis 4a zulässig. Andere Bildungsangebote sind untersagt. Hierzu ge-
hören insbesondere Sportangebote der Bildungsträger sowie Freizeitangebote wie Tages-
ausfl üge, Ferienfreizeiten, Stadtranderholungen und Ferienreisen für Kinder und Jugend-
liche. 

(1a) Abweichend von Absatz  1 bleiben Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe ge-
öffnet, wobei die zulässige Gruppengröße höchstens 10 Personen beträgt.

(2) Bei Aus-, Fort- und Weiterbildungstätigkeiten, die eine Unterschreitung des Mindest-
abstands erfordern und bei entsprechenden Prüfungen ist bei notwendiger Unterschrei-
tung des Mindestabstands auf eine möglichst kontaktarme Durchführung, vorheriges Hän-
dewaschen beziehungsweise Händedesinfektion und das Tragen einer Alltagsmaske (soweit 
tätigkeitsabhängig möglich) zu achten.

(3) Das Erfordernis des Mindestabstands gilt nicht für den praktischen Unterricht von 
Fahrschulen, wobei sich im Fahrzeug nur Fahrschülerinnen und Fahrschüler, Fahrlehrerin-
nen und Fahrlehrer, Fahrlehreranwärterinnen und -anwärter sowie Prüfungspersonen auf-
halten dürfen.

§ 8
Kultur

(1) Konzerte und Aufführungen in Theatern, Opern- und Konzerthäusern, Kinos und ande-
ren öffentlichen oder privaten (Kultur-)Einrichtungen sowie der Betrieb von Museen, 
Kunstausstellungen, Galerien, Schlössern, Burgen, Gedenkstätten und ähnlichen Einrich-
tungen sind unzulässig. Der zur Berufsausübung zählende Probebetrieb sowie zur Berufs-
ausübung zählende Konzerte und Aufführungen ohne Publikum zur Aufzeichnung oder 
Übertragung in Fernsehen, Radio und Internet sind weiterhin zulässig.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist der Betrieb von Autokinos, Autotheatern und ähnlichen 
Einrichtungen zulässig, wenn der Abstand zwischen den Fahrzeugen mindestens 1,5 Meter 
beträgt. 

(3) Musikfeste, Festivals und ähnliche Kulturveranstaltungen sind bis mindestens zum 
31. Dezember 2020 untersagt.
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§ 9
Sport

(1) Der Freizeit- und Amateursportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten 
Sportanlagen, Fitnessstudios, Schwimmbädern und ähnlichen Einrichtungen ist unzuläs-
sig. Ausgenommen ist der Individualsport allein, zu zweit oder ausschließlich mit Perso-
nen des eigenen Hausstandes außerhalb geschlossener Räumlichkeiten von Sportanlagen. 
Als Individualsport gelten nur Sportarten, die keine Team- oder Kontaktsportarten sind, 
sondern im Regelfall als Einzelwettkampfsportart mit maximal einer Person als Spiel-
gegner mit Mindestabstand ausgeübt werden (Joggen, Walken, Leichtathletik, Einzel-
gymnastik, Tennis und ähnliches). Die für die in Satz 1 genannten Einrichtungen Verant-
wortlichen haben den Zugang zu der Einrichtung auf die zulässigen Nutzungen zu be-
schränken. Die Nutzung von Gemeinschaftsräumen einschließlich Räumen zum 
Umkleiden und zum Duschen von Sportanlagen durch mehrere Personen gleichzeitig ist 
unzulässig.

(1a) Abweichend von Absatz 1 dürfen Sportangebote, an denen eine Teilnahme regelmäßig 
aufgrund einer ärztlichen Verordnung erfolgt (vor allem Rehabilitationssport), angeboten 
und wahrgenommen werden, wenn nur Personen mit einer individuellen ärztlichen An-
ordnung teilnehmen und der Abstand zwischen allen beteiligten Personen während des 
 gesamten Aufenthalts in oder auf den in Absatz  1 genannten Einrichtungen mindestens 
2 Meter beträgt. 

(2) Sportfeste und ähnliche Sportveranstaltungen sind bis mindestens zum 31. Dezember 
2020 untersagt.

(3) Wettbewerbe in Profi ligen, Wettbewerbe im Berufsreitsport und Pferderennen sowie an-
dere berufsmäßige Sportausübung sind zulässig, soweit die Vereine beziehungsweise die 
Lizenzspielerabteilungen der Vereine sich neben der Erfüllung ihrer arbeitsschutzrecht-
lichen Hygiene- und Schutzpfl ichten auch verantwortlich für die Reduzierung von Infek-
tionsrisiken im Sinne des Infektionsschutzgesetzes zeigen und die für die Ausrichtung der 
Wettbewerbe verantwortlichen Stellen den nach § 17 Absatz 1 zuständigen Behörden vor 
Durchführung der Wettbewerbe geeignete Infektionsschutzkonzepte vorlegen. Zuschauer 
dürfen bei den Wettbewerben nicht zugelassen werden.

(4) Ausgenommen von Absatz 1 und damit unter Beachtung der allgemeinen Regeln dieser 
Verordnung und anderer Rechtsvorschriften (Arbeitsschutzrecht und so weiter) zulässig 
sind der Sportunterricht (einschließlich Schwimmunterricht) der Schulen und die Vorbe-
reitung auf oder die Durchführung von schulischen Prüfungen, sportpraktische Übungen 
im Rahmen von Studiengängen, das Training an den nordrhein-westfälischen Bundesstütz-
punkten und Landesleistungsstützpunkten sowie das Training von Berufssportlern auf und 
in den von ihrem Arbeitgeber bereitgestellten Trainingseinrichtungen.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist das Bewegen von Pferden aus Tierschutzgründen 
auch in geschlossenen Räumen zulässig. 

§ 10
Freizeit- und Vergnügungsstätten

(1) Der Betrieb von 

1.  Schwimm- und Spaßbädern, Saunen und Thermen und ähnlichen Einrichtungen,

2.  Freizeitparks, Indoor-Spielplätzen und ähnlichen Einrichtungen für Freizeitaktivi-
täten (drinnen und draußen), 
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3.  Spielhallen, Spielbanken und ähnlichen Einrichtungen, 

4.  Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen

ist untersagt. Ausgenommen ist der Betrieb von Einrichtungen für die in § 9 Absatz 4 ge-
nannten Ausbildungsangebote.

(1a) In Wettannahmestellen, Wettbüros und so weiter ist nur die Entgegennahme der Spiel-
scheine, Wetten und so weiter gestattet. Ein darüber hinausgehender Aufenthalt in den be-
treffenden Einrichtungen (etwa zum Mitverfolgen der Spiele und Veranstaltungen, auf die 
sich die Wetten beziehen) ist unzulässig. Die Anzahl von gleichzeitig in den Geschäftsräu-
men anwesenden Kundinnen und Kunden darf eine Person pro zehn Quadratmeter nicht 
überschreiten. 

(2) Der Betrieb von Bordellen, Prostitutionsstätten und ähnlichen Einrichtungen ist unter-
sagt. Dies gilt auch für die Erbringung sexueller Dienstleistungen außerhalb von Einrich-
tungen sowie für Swingerclubs und ähnliche Einrichtungen.

(3) Zoologische Gärten und Tierparks dürfen für Besucherinnen und Besucher nicht geöff-
net werden.

(4) Das Angebot von Ausfl ugsfahrten mit Schiffen, Kutschen, historischen Eisenbahnen 
und ähnlichen Einrichtungen ist unzulässig.

(5) Zum Jahreswechsel 2020/2021 sind öffentlich veranstaltete Feuerwerke untersagt. Die 
örtlich zuständigen Behörden untersagen darüber hinaus die Verwendung von Pyrotechnik 
auf näher zu bestimmenden Plätzen und Straßen, für die ohne solche Untersagung größere 
Gruppenbildungen zu erwarten sind.

§ 11
Handel, Messen und Märkte, Alkoholverkauf 

(1) Die Anzahl von gleichzeitig in Handelseinrichtungen anwesenden Kundinnen und 
Kunden darf jeweils eine Kundin beziehungsweise einen Kunden pro angefangene zehn 
Quadratmeter der Verkaufsfl äche im Sinne des Einzelhandelserlasses NRW nicht überstei-
gen; in Handelseinrichtungen mit einer Gesamtverkaufsfl äche von mehr als 800 Quadrat-
metern darf diese Anzahl 80 Kundinnen beziehungsweise Kunden zuzüglich jeweils eine 
Kundin beziehungsweise einen Kunden pro angefangene 20 Quadratmeter der über 
800 Quadratmeter hinausgehenden Verkaufsfl äche nicht übersteigen. Bei Einkaufszentren, 
Einkaufspassagen und ähnlichen Einrichtungen ist die Gesamtfl äche aus Verkaufsfl ächen 
und Allgemeinfl ächen maßgeblich; dort ist zudem durch ein abgestimmtes Einlassmanage-
ment sicherzustellen, dass im Innenbereich Warteschlangen möglichst vermieden werden. 

(1a) Der Verkauf von alkoholischen Getränken ist zwischen 23 Uhr und 6 Uhr untersagt.

(2) Messen, Ausstellungen, Jahrmärkte im Sinne von § 68 Absatz 2 der Gewerbeordnung 
(zum Beispiel Trödelmärkte), Spezialmärkte im Sinne von § 68 Absatz 1 der Gewerbeord-
nung und ähnliche Veranstaltungen sind unzulässig. Wochenmärkte mit dem Schwerpunkt 
Lebensmittel und Güter des täglichen Bedarfs bleiben unter Beachtung der §§ 2 bis 4a zu-
lässig. Der Verkauf von Weihnachtsbäumen durch gewerbliche oder soziale Anbieter ist zu-
lässig.
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§ 12
Handwerk, Dienstleistungsgewerbe, Heilberufe

(1) Für die Geschäftslokale von Handwerkern und Dienstleistern gilt § 11 Absatz 1 ent-
sprechend.

(2) Dienstleistungen und Handwerksleistungen, bei denen ein Mindestabstand von 1,5 Me-
tern zum Kunden nicht eingehalten werden kann (insbesondere Gesichtsbehandlung, Kos-
metik, Nagelstudios, Maniküre, Massage, Tätowieren und Piercen), sind untersagt. Davon 
ausgenommen sind

1.  Handwerker und – unabhängig vom Vorliegen einer eigenen Heilkundeerlaubnis – 
Dienstleister im Gesundheitswesen (einschließlich Physio-, Ergotherapeuten, Logo-
päden, Hebammen und so weiter, Hörgeräteakustikern, Optikern, orthopädischen 
Schuhmachern und so weiter),

2.  Fußpfl ege- und Friseurleistungen,

3.  medizinisch notwendige Handwerks- und Dienstleistungen sowie 

4.  die gewerbsmäßige Personenbeförderung in Personenkraftwagen.

Bei den nach Satz 2 ausnahmsweise zulässigen Handwerks- und Dienstleistungen ist ne-
ben strikter Beachtung der allgemeinen Hygiene- und Infektionsschutzregeln nach § 4 auf 
eine möglichst kontaktarme Erbringung zu achten. Bei gesichtsnahen Dienstleistungen, bei 
denen die Kundin oder der Kunde keine Alltagsmaske tragen und der Mindestabstand 
nicht eingehalten werden kann, müssen Beschäftigte während der Behandlung mindestens 
eine FFP2-, eine KN95- oder eine N95-Maske tragen.

(3) Die Tätigkeiten von Angehörigen der Heilberufe mit Approbation und sonstigen Perso-
nen, die zur Ausübung der Heilkunde gemäß §  1 des Heilpraktikergesetzes befugt sind, 
zählen ebenso wie zur Versorgung erforderliche Tätigkeiten der ambulanten Pfl ege und der 
Betreuung im Sinne des Fünften, des Achten, des Neunten und des Elften Buches Sozialge-
setzbuch nicht zu den Dienstleistungen im Sinne der vorstehenden Absätze. Das gilt auch 
für die mobile Frühförderung sowie Therapiemaßnahmen im Rahmen der Frühförderung 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch, die in Kooperationspraxen stattfi nden. Diese 
Tätigkeiten sind weiterhin zulässig. Bei der Durchführung sollen die jeweils aktuell gel-
tenden Empfehlungen und Richtlinien des Robert Koch-Instituts beachtet werden.

§ 13
Veranstaltungen und Versammlungen

(1) Veranstaltungen und Versammlungen, die nicht unter besondere Regelungen dieser Ver-
ordnung fallen, sind untersagt.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind unter Beachtung der Regelungen der §§ 2 bis 4a zuläs-
sig

1.  Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz,

2.  Veranstaltungen, die der Grundversorgung der Bevölkerung, der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge (insbe-
sondere Aufstellungsversammlungen von Parteien zu Wahlen und Vorbereitungsver-
sammlungen dazu sowie Blut- und Knochenmarkspendetermine) zu dienen bestimmt 
sind,
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3.  Sitzungen von rechtlich vorgesehenen Gremien öffentlich-rechtlicher und privat-
rechtlicher Institutionen, Gesellschaften und Wohnungseigentümergemeinschaften, 
Parteien oder Vereine 

 a)  mit bis zu zwanzig Personen, wenn sie nicht als Telefon- oder Videokonferenzen 
durchgeführt werden können, 

 b)  mit mehr als zwanzig, aber höchstens 250 Personen in geschlossenen Räumen be-
ziehungsweise 500 Personen unter freiem Himmel, nur nach Zulassung durch die 
zuständigen Behörden, wenn die Sitzung aus triftigem Grund im Monat Dezember 
2020, in Präsenz und mit der vorgesehenen Personenzahl durchgeführt werden 
muss,

4.  Veranstaltungen zur Jagdausübung, soweit diese zur Erfüllung des Schalenwildab-
schusses oder zur Seuchenvorbeugung durch Reduktion der Wildschweinpopulation 
erforderlich sind,

5.  Beerdigungen und

6.  standesamtliche Trauungen. 

Die behördliche Zulassung nach Satz 1 Nummer 3 setzt bei mehr als 100 Teilnehmern ein 
Hygiene- und Infektionsschutzkonzept voraus.

(3) Große Festveranstaltungen sind bis mindestens zum 31. Dezember 2020 untersagt. 
Große Festveranstaltungen in diesem Sinne sind in der Regel 

1.  Volksfeste nach §  60b der Gewerbeordnung (einschließlich Kirmesveranstaltungen 
und ähnlichem),

2.  Stadt-, Dorf- und Straßenfeste,

3.  Schützenfeste,

4.  Weinfeste und

5.  ähnliche Festveranstaltungen.

 § 14
Gastronomie

(1) Der Betrieb von Restaurants, Gaststätten, Imbissen, Kneipen, Cafés und anderen gast-
ronomischen Einrichtungen ist untersagt. Betriebskantinen und Mensen in Bildungsein-
richtungen dürfen zur Versorgung der Beschäftigten bzw. der Nutzerinnen und Nutzer der 
Bildungseinrichtungen betrieben werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind die Belieferung mit Speisen und Getränken sowie der 
Außer-Haus-Verkauf von Speisen und Getränken zulässig, wenn die Mindestabstände und 
Hygieneanforderungen nach dieser Verordnung eingehalten werden. § 11 Absatz 1 und Ab-
satz 1a gilt entsprechend. Der Verzehr ist in einem Umkreis von 50 Metern um die gastro-
nomische Einrichtung untersagt.

(3) Abweichend von Absatz 1 dürfen Räume und erforderliche Verpfl egung für nach dieser 
Verordnung zulässige Veranstaltungen zur Verfügung gestellt werden.
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§ 15
Beherbergung, Tourismus, Ferienangebote

(1) Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt. Die Nutzung von 
dauerhaft angemieteten oder im Eigentum befi ndlichen Immobilien und von dauerhaft ab-
gestellten Wohnwagen, Wohnmobilen und so weiter ausschließlich durch die Nutzungs-
berechtigten ist keine touristische Nutzung im Sinne des Satzes 1. Beim Betrieb von Ge-
meinschaftseinrichtungen auf Campingplätzen und so weiter sowie bei der Beherbergung 
von Reisenden einschließlich ihrer gastronomischen Versorgung sind die Hygiene- und In-
fektionsschutzstandards nach § 4 zu beachten.

(2) Reisebusreisen und sonstige Gruppenreisen mit Bussen zu touristischen Zwecken sind 
unzulässig.

§ 16
Verfügungen der örtlichen Ordnungsbehörden

(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung gehen widersprechenden und inhaltsgleichen 
Allgemeinverfügungen der nach §  17 Absatz  1 zuständigen Behörden vor; die Absätze 2 
und 3 bleiben unberührt. Unbeschadet davon bleiben die zuständigen Behörden befugt, im 
Einzelfall auch über diese Verordnung hinausgehende Schutzmaßnahmen anzuordnen. 

(2) Kreise und kreisfreie Städte, in denen die Zahl der Neuinfektionen innerhalb von sie-
ben Tagen bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tages-Inzidenz) nach den täglichen Veröf-
fentlichungen des Landeszentrums Gesundheit über einem Wert von 200 liegt, stimmen im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales über diese Ver-
ordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen ab.

(3) Kreise und kreisfreie Städte, in denen die 7-Tages-Inzidenz nach den täglichen Veröf-
fentlichungen des Landeszentrums Gesundheit an sieben aufeinanderfolgenden Tagen und 
mit einer sinkenden Tendenz unter dem Wert von 50 liegt, stimmen im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales ab, inwieweit Reduzierungen der in 
dieser Verordnung festgelegten Schutzmaßnahmen erfolgen.

(4) Ausnahmen von Geboten und Verboten dieser Verordnung können die zuständigen Be-
hörden nur in den ausdrücklich in dieser Verordnung vorgesehenen Fällen erteilen.

§ 17
Festlegung und Aufgaben der zuständigen Behörden

(1) Zuständige Behörden im Sinne dieser Verordnung sind die nach § 28 Absatz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 3 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes 
zuständigen örtlichen Ordnungsbehörden. Sie werden bei ihrer Arbeit von den unteren Ge-
sundheitsbehörden und im Vollzug dieser Verordnung von der Polizei im Rahmen der Amts- 
und Vollzugshilfe unterstützt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden sind gehalten, die Bestimmungen dieser Verord-
nung energisch, konsequent und, wo nötig, mit Zwangsmitteln durchzusetzen.
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§ 18
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrigkeiten werden gemäß § 73 Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes mit 
einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet.  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 in Verbindung mit §§ 32, 28 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig 

1.  entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1a im öffentlichen 
Raum mit anderen Personen als den Angehörigen des eigenen oder eines weiteren 
Hausstands zusammentrifft oder mit mehr als fünf Personen, nicht mitgezählt Kinder 
bis einschließlich 14 Jahren, aus dem eigenen und einem weiteren Hausstand zusam-
mentrifft, soweit das Zusammentreffen nicht im Zeitraum vom 23. Dezember 2020 bis 
zum 1. Januar 2021 stattfi ndet und nach § 2 Absatz 2 Nummer 1b zulässig ist,

1a.  entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 b im öffentlichen 
Raum im Zeitraum vom 23. Dezember 2020 bis zum 1. Januar 2021 mit anderen Per-
sonen als dem engsten Familien- oder Freundeskreis oder mit mehr als zehn Personen, 
nicht mitgezählt Kinder bis einschließlich 14 Jahren, aus dem engsten Familien- oder 
Freundeskreis zusammentrifft, soweit das Zusammentreffen nicht nach § 2 Absatz 2 
Nummer 1a zulässig ist,

2.  entgegen § 3 Absatz 2 trotz bestehender Verpfl ichtung keine Alltagsmaske trägt,

3.  entgegen § 4a als anwesende Person (Gast, Mieter, Teilnehmer, Besucher, Kunde, Nut-
zer und so weiter) unrichtige Kontaktdaten (Name, Adresse, Telefonnummer) angibt,    

4.  entgegen § 5 Absatz 1 erforderliche Maßnahmen zur Erschwerung des Vireneintrags, 
zum Schutz von Patienten, Bewohnern oder Personal nicht ergreift,

5.  entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 Bildungsangebote und Prüfungen durchführt, ohne die 
Regelungen der §§ 2 bis 4a zu beachten,

6.  entgegen § 7 Absatz 1 Satz 2 andere Bildungsangebote durchführt,

7.  entgegen § 8 Absatz 1 Konzerte oder Aufführungen durchführt oder Museen, Kunst-
ausstellungen, Galerien, Schlösser, Burgen, Gedenkstätten oder ähnlichen Einrichtun-
gen betreibt,

8.  entgegen § 8 Absatz 2 Autokinos, Autotheater oder ähnliche Einrichtungen ohne Si-
cherstellung des Abstands betreibt,

9.  entgegen §  8 Absatz  3 Musikfeste, Festivals oder ähnliche Kulturveranstaltungen 
durchführt oder daran teilnimmt,

10.  entgegen § 9 Absatz 1 Freizeit- und Amateursportbetrieb durchführt oder daran teil-
nimmt,

11.  entgegen § 9 Absatz 2 Sportfeste oder ähnliche Sportveranstaltungen durchführt oder 
daran teilnimmt,

12.  entgegen § 9 Absatz 3 das Betreten der Wettbewerbsanlage durch Zuschauer zulässt,

13.  entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Schwimm- und Spaßbäder, Saunen, Ther-
men oder ähnliche Einrichtungen betreibt,

14.  entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Freizeitparks, Indoor-Spielplätze oder ähn-
liche Einrichtungen für Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen) betreibt,

15.  entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestel-
len oder ähnliche Einrichtungen betreibt,
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16.  entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 Clubs, Diskotheken oder ähnliche Einrich-
tungen betreibt,

17.  entgegen § 10 Absatz 2 Bordelle, Prostitutionsstätten oder ähnliche Einrichtungen be-
ziehungsweise Swingerclubs oder ähnliche Einrichtungen betreibt oder sexuelle 
Dienstleistungen außerhalb von Einrichtungen erbringt,

18.  entgegen § 10 Absatz 3 einen Zoologischen Garten oder Tierpark für Besucher öffnet,

19.  entgegen § 10 Absatz 4 eine Ausfl ugsfahrt mit Schiffen, Kutschen, historischen Eisen-
bahnen oder ähnlichen Einrichtungen anbietet, 

19a.  entgegen § 10 Absatz 5 öffentlich ein Feuerwerk veranstaltet,

20.  entgegen § 11 Absatz 1 eine Überschreitung der Höchstzahl von Kunden zulässt,

20a.  entgegen § 11 Absatz 1a, gegebenenfalls in Verbindung mit § 14 Absatz 2, zwischen 
23 Uhr und 6 Uhr alkoholische Getränke verkauft, 

21.  entgegen § 11 Absatz 2 eine Messe, eine Ausstellung, einen Jahrmarkt, einen Spezial-
markt oder eine ähnliche Veranstaltung durchführt,

22.  entgegen §  12 Absatz  1 in Verbindung mit §  11 Absatz  1 eine Überschreitung der 
Höchstzahl von Kunden zulässt,

23.  entgegen § 12 Absatz 2 eine Dienst- oder Handwerksleistung, bei der ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern zum Kunden nicht eingehalten werden kann, anbietet,

24.  entgegen § 13 Absatz 1 Veranstaltungen oder Versammlungen durchführt oder daran 
teilnimmt,

25.  entgegen § 13 Absatz 3 große Festveranstaltungen durchführt oder daran teilnimmt,

26.  entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 eine gastronomische Einrichtung betreibt,

27.  entgegen § 15 Absatz 1 Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken durchführt 
oder wahrnimmt,

28.  entgegen §  15 Absatz  2 Reisebusreisen oder sonstige Gruppenreisen mit Bussen zu 
touristischen Zwecken durchführt oder daran teilnimmt,

ohne dass es zusätzlich einer Zuwiderhandlung gegen eine vollziehbare Anordnung auf 
Grund dieser Verordnung bedarf. Satz 1 gilt nur, soweit nicht gemäß § 16 Absatz 3 redu-
zierte Schutzmaßnahmen in Kraft gesetzt sind.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 6 in Verbindung mit §§ 32, 28 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig einer vollziehbaren Anordnung zuwider gegen eine andere, nicht in Absatz 2 genannte 
Regelung dieser Verordnung verstößt. Die Vollziehbarkeit solcher Anordnungen der örtli-
chen Ordnungsbehörden, der Polizei und der Bundespolizei besteht unmittelbar kraft Ge-
setzes (für die örtlichen Ordnungsbehörden: § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 
des Infektionsschutzgesetzes; für die Polizei und die Bundespolizei: § 80 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 der Verwaltungsgerichtsordnung).

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Evaluation

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2020 in Kraft und mit Ablauf des 20. Dezember 
2020 außer Kraft. 
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(2) Die Landesregierung überprüft die Erforderlichkeit und Angemessenheit der Regelun-
gen fortlaufend und passt die Regelungen insbesondere dem aktuellen Infektionsgeschehen 
und den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Verlauf der Covid-19-Pandemie 
an.

Düsseldorf, den 30. November 2020

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

GV. NRW. 2020 S. 1060a
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2126

Verordnung zum Schutz
vor Neuinfi zierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2

im Bereich der Betreuungsinfrastruktur
(Coronabetreuungsverordnung – CoronaBetrVO) 

Vom 30. November 2020

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a, 33, 73 Absatz 1a Nummer 6 
und 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.  I S. 1045), von denen § 28 
Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I 
S. 2397) geändert, § 28a durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I S. 2397) eingefügt, § 33 durch Artikel 1 Nummer 12 des Gesetzes vom 10. Februar 
2020 (BGBl.  I S.  148) neu gefasst, §  73 Absatz  1a Nummer  6 zuletzt durch Artikel  1 
 Nummer 26 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl.  I S. 1010) und § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 23 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I 
S. 2397) geändert worden sind, sowie von § 10 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales:

§ 1
Schulische Gemeinschaftseinrichtungen

(1) Zur Verringerung von Infektionsrisiken bezogen auf das SARS-CoV-2-Virus sind die 
schulische und – nach Zulassung durch den Schulträger – die außerschulische Nutzung 
von öffentlichen Schulen, Ersatzschulen und Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgeset-
zes NRW nur nach Maßgabe der folgenden Absätze zulässig. Eine darüber hinausgehende 
Nutzung der Schulgebäude ist unzulässig und das Betreten der Schulgebäude insoweit un-
tersagt.

(2) Als schulische Nutzung gelten insbesondere 

1.  die mit dem Unterricht, vergleichbaren Schulveranstaltungen und der Betreuung von 
Schülerinnen und Schülern (z.B. Ganztagsbetreuung, Schulbegleitung gemäß §  112 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und §  35a des Achten Buches Sozialgesetz-
buch),

2.  mit der Schulmitwirkung, 

3.  im Zusammenhang mit der Aus- und Fortbildung sowie der Einstellung von Lehr- 
und Betreuungspersonen sowie 

4.  zur Aufrechterhaltung des Schulbetriebs (Sekretariat, Instandhaltung und Gebäude-
reinigung)

verbundenen Tätigkeiten.

(3) Alle Personen, die sich im Rahmen der schulischen Nutzung in einem Schulgebäude 
oder auf einem Schulgrundstück aufhalten, sind verpfl ichtet, eine Alltagsmaske gemäß § 3 
Absatz 1 der Coronaschutzverordnung (Alltagsmaske) zu tragen. Dies gilt nicht

1.  für Personen, die aus medizinischen Gründen keine Alltagsmaske tragen können, das 
Vorliegen der medizinischen Gründe ist durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, 
welches auf Verlangen vorzulegen ist;

2.  für Schülerinnen und Schüler der Schulen der Primarstufe, solange sie sich im Klas-
senverband im Unterrichtsraum aufhalten;
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3.  für Lehrkräfte, Betreuungskräfte und sonstiges Personal, wenn ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern zu den anderen Personen im Raum eingehalten wird;

4.  an den Sitzplätzen in Schulmensen; 

5.  für Schülerinnen und Schüler, die an Angeboten der Ganztagsbetreuung teilnehmen, 
innerhalb der Betreuungsräume und in defi nierten Bereichen des Außengeländes, 
wenn die Betreuung in festen Betreuungsgruppen erfolgt und eine gemeinsame Nut-
zung der jeweiligen Bereiche durch Mitglieder mehrerer Betreuungsgruppen ohne das 
Tragen einer Alltagsmaske ausgeschlossen wird;

6.  für die Mitglieder der Schulmitwirkungsgremien, wenn ein Mindestabstand von 
1,5 Metern zu den anderen Personen im Raum eingehalten wird; auf den Mindestab-
stand kann verzichtet werden, wenn die besondere Rückverfolgbarkeit nach §  4a 
 Absatz 1 Satz 2 der Coronaschutzverordnung durch feste Sitzplätze und einen Sitz-
plan sichergestellt ist. 

Das Nähere regelt das Ministerium für Schule und Bildung. Personen, die eine Verpfl ich-
tung zum Tragen einer Alltagsmaske nicht beachten, sind durch die Schulleiterin oder den 
Schulleiter von der schulischen Nutzung auszuschließen.

(4) Abweichend von Absatz 3 kann die Lehrkraft entscheiden, dass das Tragen einer All-
tagsmaske zeitweise oder in bestimmten Unterrichtseinheiten mit den pädagogischen Er-
fordernissen und den Zielen des Unterrichts nicht vereinbar ist, insbesondere im Sportun-
terricht oder bei Prüfungen. In diesen Fällen muss mit Ausnahme des Sportunterrichts ein 
Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen gewährleistet sein. Beim Gebrauch 
 einer besonderen Schutzausrüstung bei schulischen Tätigkeiten mit Schülerinnen und 
Schülern mit einer Behinderung kann der Mindestabstand unterschritten werden. In Pau-
senzeiten darf auf die Alltagsmaske beim Essen und Trinken verzichtet werden, wenn der 
Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen gewährleistet ist oder wenn Speisen 
oder Getränke auf den festen Plätzen im Klassenraum verzehrt werden.

(5) Für jede schulische Nutzung im Sinne des Absatzes 2 sind die Namen der Personen 
verlässlich zu dokumentieren, die daran teilgenommen haben. In den Räumen für den Un-
terricht und andere schulische Angebote soll mit Ausnahme von Ganztags- und Betreu-
ungsangeboten für alle Klassen, Kurse und Lerngruppen darüber hinaus eine feste Sitz-
ordnung eingehalten und dokumentiert werden. Die Dokumentationen nach den Sätzen 1 
und 2 sind zur Rückverfolgbarkeit vier Wochen lang aufzubewahren.

(6) Für Schulveranstaltungen unter Beteiligung außerschulischer Personen (Elternabende, 
Tage der offenen Tür, Schulfeste) gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. Im Übrigen sind sie 
nur nach Maßgabe der veranstaltungsbezogenen besonderen Regelungen der Corona-
schutzverordnung zulässig, soweit das Ministerium für Schule und Bildung keine weiteren 
Einschränkungen erlässt.

(7) Über eine außerschulische Nutzung der Schulgebäude entscheidet der Schulträger in 
Abstimmung mit der Schulleitung auf Grundlage der Coronaschutzverordnung. Eine au-
ßerschulische Nutzung zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen ist dabei generell 
zuzulassen. Die Auswirkungen einer solchen Nutzung für die Einhaltung der schulischen 
Hygiene sind im Hygieneplan der Schule (§ 36 des Infektionsschutzgesetzes) zu dokumen-
tieren. Alle Personen, die sich im Rahmen einer außerschulischen Nutzung in einem Schul-
gebäude oder auf einem Schulgrundstück aufhalten, sind verpfl ichtet, eine Alltagsmaske 
zu tragen. Die Pfl icht zum Tragen einer Alltagsmaske in den Unterrichts- und Funktions-
räumen bzw. den Sportanlagen usw. richtet sich nach den Regelungen der Coronaschutz-
verordnung für die jeweiligen Veranstaltungen, Tätigkeiten und Angebote. Der Schulträger 
kann weitere Nutzungsregelungen vorgeben.

(8) Die Reinigung der Schulräume erfolgt regelmäßig und falls erforderlich mit kürzeren 
Abständen als im Normalbetrieb. Schultoiletten sind unter Berücksichtigung des Infekti-
onsschutzes angemessen auszustatten (Seife, Einmalhandtücher). Wenn die Kapazität der 
Schultoiletten nicht ausreicht, um den Schülerinnen und Schülern eine regelmäßige Hand-
ygiene ohne unangemessene Wartezeiten zu ermöglichen, sind zusätzlich Handdesinfek-
tionsspender bereitzustellen. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.
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(9) Im Fall der nicht nur vorübergehenden Schließung einer oder mehrerer Schulen kann 
die obere Schulaufsichtsbehörde die Vor-Ort-Betreuung (Notbetreuung) von Schülerinnen 
und Schülern, in der Regel der Jahrgangsstufen 1 bis 6, mit besonderem Betreuungsbedarf 
im Sinne von § 3 Absatz 1 in den Schulräumlichkeiten einrichten. Das Nähere regelt das 
Ministerium für Schule und Bildung. 

(10) Zulässig ist auch die Vor-Ort-Betreuung (Notbetreuung) von Schülerinnen und Schü-
lern der jeweiligen Schule, wenn wegen einer Kindeswohlgefährdung die Aufnahme in die 
Vor-Ort- Betreuung als Folge einer familiengerichtlichen Entscheidung oder im Rahmen 
von Maßnahmen oder Schutzplänen nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfor-
derlich ist. Die Aufnahme in die Vor-Ort-Betreuung kann auch erforderlich sein, wenn die 
Schülerin oder der Schüler im regelhaften Schulbetrieb als Folge einer Entscheidung nach 
den §§  27ff. des Achten Buches Sozialgesetzbuch am Offenen Ganztag teilnimmt. Das 
 Jugendamt hat vorrangig zu prüfen, ob das Kindeswohl auch mit anderen verfügbaren 
Maßnahmen gewährleistet werden kann. Die Entscheidung über die Notwendigkeit der 
Aufnahme in die Vor-Ort-Betreuung ist von der Jugendamtsleitung oder einer von ihr be-
nannten Person zu treffen und zu dokumentieren; die Notwendigkeit der Aufnahme ist der 
Schulleitung schriftlich zu bestätigen. Die Schulleitung kann die Aufnahme nur ablehnen, 
wenn andernfalls die Durchführung der Vor- Ort-Betreuung insgesamt gefährdet wäre; sie 
beteiligt das Jugendamt und die Schulaufsicht. 

§ 2 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfl egestellen, 

Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen

(1) Zur Verringerung von Infektionsrisiken in Bezug auf das SARS-CoV-2-Virus haben 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfl egestellen, heilpädagogische Kindertageseinrich-
tungen und Gruppen sowie Angebote der Kinderbetreuung in besonderen Fällen (Brücken-
projekte) im Rahmen des Regelbetriebes geeignete Vorkehrungen zur Hygiene, zur Ge-
währleistung eines Mindestabstands von 1,5 Metern zwischen erwachsenen Personen und 
zur einfachen Rückverfolgbarkeit nach § 4a Absatz 1 Satz 1 der Coronaschutzverordnung 
sicherzustellen. Kann der Mindestabstand zwischen erwachsenen Personen, insbesondere 
beim Betreten und Verlassen der Betreuungsangebote, nicht eingehalten werden, ist eine 
Alltagsmaske, außer zum Beispiel zur Einnahme von Speisen und Getränken, zu tragen.

(2) Die vom Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen veröffentlichten Empfehlungen für die Kindertagesbetreuung im Re-
gelbetrieb in Zeiten der Pandemie können sinngemäß auch für heilpädagogische Gruppen 
und Einrichtungen angewendet werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Vorgaben 
des Kinderbildungsgesetzes auf heilpädagogische Einrichtungen keine Anwendung fi nden. 

§ 3
Besondere Betreuungsbedarfe

(1) Besonders betreuungsbedürftig im Sinne von § 1 Absatz 9 ist, wer der Personensorge 

1.  mindestens einer Person unterliegt, die in einem der Tätigkeitsbereiche für eine er-
weiterte Notbetreuung nach Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung beschäftigt 
und in diesem Tätigkeitsbereich unabkömmlich ist,

2.  einer alleinerziehenden Person unterliegt, die einer Erwerbstätigkeit nachgeht oder 
sich im Rahmen einer Schulausbildung an einer öffentlichen Schule, Ersatzschule 
oder Ergänzungsschule im Sinne von § 1 Absatz 1 oder im Rahmen einer Hochschul-
ausbildung in einer Abschlussprüfung befi ndet,



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 53a vom 30. November 2020 1079a

sofern eine private Betreuung nicht anderweitig verantwortungsvoll – unter Berücksichti-
gung der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts – organisiert werden kann.  

(2) Kinder mit besonderem Betreuungsbedarf nach Absatz  1 sollen betreut werden. Die 
Entscheidung zur Aufnahme in der Schule treffen die Leitungen der jeweiligen Einrich-
tungen. Es gelten die bestehenden rechtlichen Zuständigkeiten. 

(3) Zwingende Voraussetzungen der Entscheidung nach Absatz  2 sind in den Fällen von 
Absatz 1 Nummer 1: 

1.  der Nachweis, dass mindestens eine personensorgeberechtigte Person nicht in der 
Lage ist, die Betreuung zu übernehmen, weil sie in einem in der Anlage zu der Verord-
nung genannten Bereich tätig ist,  

2.  die Eigenerklärung, dass eine private Betreuung nicht anderweitig verantwortungs-
voll – unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts – organi-
siert werden kann, und 

3.  die schriftliche Erklärung des jeweiligen Arbeitgebers, dass die Präsenz dieser perso-
nensorgeberechtigten Person am Arbeitsplatz für das Funktionieren der jeweiligen 
Betriebe und Einrichtungen nach Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung zwin-
gend notwendig ist (Unabkömmlichkeit); steht die Person nicht in einem Verhältnis 
abhängiger Beschäftigung (Selbstständige), wird der vorgenannte Nachweis durch 
eine entsprechende Eigenerklärung ersetzt. 

(4) Zwingende Voraussetzungen der Entscheidung nach Absatz  2 sind in den Fällen von 
Absatz 1 Nummer 2: 

1.  bei einer Erwerbstätigkeit der schriftliche Nachweis des Arbeitgebers zu Umfang und 
Lage der Arbeitszeiten bzw. bei Selbstständigen eine entsprechende Eigenerklärung 
oder bei einer (Hoch-)Schulausbildung der schriftliche Nachweis der Schule oder 
Hochschule und  

2.  die Eigenerklärung der alleinerziehenden Person, dass eine private Betreuung nicht 
anderweitig verantwortungsvoll – unter Berücksichtigung der Empfehlungen des 
 Robert Koch-Instituts – organisiert werden kann. 

§ 4
Tages- und Nachtpfl egeeinrichtungen

(1) Tages- und Nachtpfl egeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch ha-
ben unter Beteiligung der Nutzer beziehungsweise deren rechtliche Betreuer die erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von SARS-CoV-2-Viren zu erschweren so-
wie Nutzer, Personal und sonstige leistungserbringende Personen zu schützen.

(2) Der Betrieb der unter Absatz 1 genannten Einrichtungen ist auf der Basis eines ein-
richtungsbezogenen Hygiene- und Infektionsschutzkonzepts zulässig. Hierzu erarbeiten 
die Einrichtungen auf der Grundlage der Empfehlungen und Richtlinien des Robert Koch-
Instituts ein entsprechendes Konzept.

(3) Zur Vermeidung von Infektionsgefahren muss bei der Nutzung der Einrichtungen nach 
Absatz 1 seitens der Einrichtung insbesondere Folgendes sichergestellt sein:

1.  Während der Nutzung ist darauf hinzuwirken, dass ein grundsätzlicher Abstand von 
mindestens 1,5 Metern zwischen den Nutzern eingehalten wird. Die Einrichtung kann 
dazu die vertraglich vereinbarten Nutzungszeiten angemessen verringern. Von einer 
möglichen Kürzung der vertraglich vereinbarten Nutzungszeiten auszunehmen sind 
Nutzer, die im eigenen häuslichen Umfeld untergebracht sind und deren Betreuungs- 
oder Pfl egeperson zum Personal eines der in Anlage zu dieser Verordnung genannten 
Bereiche gehört, wenn diese Betreuungs- oder Pfl egeperson in ihrem jeweiligen Tätig-
keitsbereich unabkömmlich ist und eine private Betreuung insbesondere durch Fami-
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lienangehörige oder die Ermöglichung fl exibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung 
(z.B. Home-Office) nicht gewährleistet werden kann.

2.  Bei den Nutzern, dem Personal und sonstigen leistungserbringenden Personen ist zu 
Beginn jedes Nutzungstages ein schriftliches Kurzscreening durchzuführen (Erkäl-
tungssymptome, SARS-CoV-2-Infektion, Kontakt mit infi zierten Personen oder Kon-
taktpersonen gemäß der jeweils aktuellen Richtlinie des Robert Koch-Instituts).

3.  Die Einrichtungsleitung hat Nutzern den Zutritt zu untersagen, wenn eine SARS-
CoV-2-Infektion festgestellt wurde und noch keine Gesundung erfolgt ist, Symptome 
einer SARS-CoV-2-Infektion bestehen, ein Antigen-Schnelltest gemäß §  1 Absatz  1 
Satz  3 der Coronavirus-Testverordnung vom 14. Oktober 2020 (BAnz AT 14.10.2020 
V1) mit positivem Ergebnis durchgeführt wurde oder Kontakt mit infi zierten Perso-
nen oder Kontaktpersonen gemäß der jeweils aktuellen Richtlinie des Robert Koch-
Instituts bestanden hat.

4.  Die Nutzer und gegebenenfalls ihre rechtlichen Betreuer sind mindestens durch Aus-
hang über die aktuellen Hygienevorgaben (Schutzausrüstung, Niesetikette, Abstands-
gebot usw.) zu informieren. Die Einrichtungsleitung hat darauf zu achten, dass diese 
eingehalten werden.

5.  Es ist ein Nutzerregister zu führen, in dem der Name des Nutzers, das Datum und die 
Uhrzeiten der Nutzung einschließlich des Einverständnisses zur Ermöglichung einer 
Kontaktnachverfolgung zu erfassen sind. Die Leitung der Einrichtung hat das Regis-
ter unter Wahrung der Vertraulichkeit gesichert für 4 Wochen aufzubewahren und an-
schließend sicher zu vernichten.

6.  Sofern eine Nutzung durch eine Person erfolgt ist, die mit dem SARS-CoV-2-Virus in-
fi ziert ist oder Kontakt mit infi zierten Personen oder Kontaktpersonen gemäß der je-
weils aktuellen Richtlinie des Robert Koch-Instituts hatte, ist durch die Einrichtungs-
leitung unverzüglich die für den Infektionsschutz zuständige Behörde zu informieren. 
Diese hat dann im Rahmen der Kontaktnachverfolgung nach den jeweils aktuellen 
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts Testungen zu veranlassen. Reihentestungen 
sollen nach Ermessen der zuständigen unteren Gesundheitsbehörde durchgeführt 
werden. Abhängig vom Ergebnis kann durch die örtliche Ordnungsbehörde ein zeit-
weises Betretungsverbot für die gesamte Tages- und Nachtpfl egeeinrichtung verfügt 
werden.

(4) Sofern erforderlich, ist ein Transport für den Hin- und Rückweg durch die Einrichtung 
sicherzustellen, der die derzeit besonderen Risiken durch eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 berücksichtigt.

(5) Zuständige Behörde für die Überwachung der in den Absätzen 1 bis 4 enthaltenen 
 Regelungen ist im Rahmen der Überprüfung der Einhaltung der Verpfl ichtung nach §  4 
 Absatz  4 Wohn- und Teilhabegesetz die nach dem Wohn- und Teilhabegesetz zuständige 
Behörde in Kooperation mit der unteren Gesundheitsbehörde. Der nach dem Wohn- und 
Teilhabegesetz zuständigen Behörde ist das Konzept nach Absatz 2 zur Kenntnis zu geben.

§ 4a
Tagesstrukturierende Einrichtungen, Werkstätten für behinderte Menschen,

Einrichtungen der berufl ichen Rehabilitation

(1) Tagesstrukturierende Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder vergleichbare Ange-
bote, Werkstätten für behinderte Menschen sowie Einrichtungen der berufl ichen Rehabili-
tation dürfen ihre Leistungen nur als Vor-Ort-Betrieb erbringen, wenn die räumlichen, 
personellen und hygienischen Voraussetzungen vorliegen, um die jeweils aktuell geltenden 
Richtlinien und Empfehlungen des Robert Koch-Instituts und der Arbeitsschutzstandards 
unter besonderer Berücksichtigung der Risiken des zu betreuenden Personenkreises umzu-
setzen.
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(2) Leistungsberechtigten der in Absatz 1 genannten Einrichtungen ist der Zutritt zu den 
Einrichtungen durch die Leitung der Einrichtung zu untersagen, wenn bei ihnen trotz in-
dividuell angemessener Unterweisung die zum Infektionsschutz erforderlichen Hygiene-
vorgaben nicht eingehalten werden können. Dies gilt nicht für Personen, deren pfl egerische 
oder soziale Betreuung ohne die Nutzung der in Absatz 1 genannten Einrichtungen nicht 
sichergestellt ist. Für diese ist eine Notbetreuung jenseits der normalen Angebote der Ein-
richtung sicherzustellen.

(3) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen haben unter Beteiligung von Interessenver-
tretungen von Menschen mit Behinderungen Hygienekonzepte zu erstellen, die den örtli-
chen Gesundheitsbehörden vorzulegen sind. Die Entscheidung über die Betreuung ist vom 
jeweiligen Anbieter unter Einbeziehung der Leistungsberechtigten zu treffen. Dabei sind 
die negativen Folgen bei einer unterbleibenden Betreuung, ein gegebenenfalls verbleiben-
des Infektionsrisiko und mögliche begründete Infektionsängste zu berücksichtigen.

§ 4b
Angebote nach der Anerkennungs- und Förderungsverordnung 

und Frühförderung nach SGB IX

(1) Betreuungsgruppen, die als Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne der Aner-
kennungs- und Förderungsverordnung anerkannt wurden, haben die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von SARS-CoV-2-Viren zu erschweren so-
wie Nutzer und leistungserbringende Personen zu schützen. Dem Angebot ist ein Infekti-
onsschutz- und Hygienekonzept zugrunde zu legen, das den Anerkennungsbehörden im 
Sinne der Anerkennungs- und Förderungsverordnung zur Kenntnis zu geben ist. Die je-
weils aktuell geltenden Empfehlungen und Richtlinien des Robert Koch-Instituts sind zu 
beachten. Der Anbieter stellt sicher, dass die leistungserbringenden Personen angemessen 
unterwiesen sind in Bezug auf die Beachtung und praktische Umsetzung der Schutzmaß-
nahmen. § 4 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(2) Interdisziplinäre oder heilpädagogische Frühförderstellen, heilpädagogische Praxen 
und Autismuszentren können neben Einzelfördermaßnahmen auch Gruppenfördermaß-
nahmen unter Beachtung der jeweils aktuell geltenden Empfehlungen und Richtlinien des 
Robert Koch-Instituts erbringen.

§ 5
Vorrang, Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Evaluation

(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung gehen widersprechenden und inhaltsgleichen 
Allgemeinverfügungen der nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach §  28 Ab-
satz 1 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden vor. Unbeschadet davon bleiben 
die nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes zuständigen Behörden befugt, im Einzelfall auch von dieser Verordnung abwei-
chende Anordnungen zu treffen; diese sind der zuständigen Bezirksregierung mindestens 
zwei Werktage vor dem beabsichtigten Inkrafttreten vorzulegen, wenn Einrichtungen nach 
§ 1 betroffen sind. 

(2) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2020 in Kraft und mit Ablauf des 20. Dezember 
2020 außer Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Coronabetreuungsver-
ordnung vom 30. September 2020 (GV. NRW. S. 954), die zuletzt durch die Verordnung vom 
9. November 2020 (GV. NRW. S. 1048a) geändert worden ist, außer Kraft.
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(3) Die Landesregierung überprüft die Erforderlichkeit und Angemessenheit der Regelun-
gen fortlaufend und passt die Regelungen insbesondere dem aktuellen Infektionsgeschehen 
und den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Verlauf der Covid-19-Pandemie 
an.

Düsseldorf, den 30. November 2020

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n
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GV. NRW. 2020 S. 1076a
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2126

Verordnung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales zur 
Vermeidung weiterer Infektionsgeschehen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in 

Großbetrieben der Fleischwirtschaft (CoronaFleischwirtschaftVO)

Vom 27. November 2020

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen er-
lässt auf der Grundlage des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 
und §  28 a Absatz  1, Absatz  3, 4 und 6 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl.  I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl.  I S.  2397) geändert und §  28 a durch Artikel  1 
Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 11.2020 (BGBl.  I S. 2397) eingefügt worden 
ist, in Verbindung mit § 10 des Gesetzes zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im 
Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler und landesweiter Tragweite und zur Fest-
legung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Be-
fugnisgesetz – IfSBG-NRW) vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218 b) folgende Rechtsverord-
nung: 

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für Schlacht-, Zerlegungs- und Fleischverarbeitungsbetriebe, Wild-
bearbeitungsbetriebe sowie sonstige Betriebe, die Lebensmittel aus unverarbeitetem 
Fleisch herstellen oder behandeln und bei denen mehr als 100 Beschäftigte an einem 
räumlich zusammenhängenden Standort innerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen tätig 
sind, unabhängig davon, ob es sich um eigene Beschäftigte oder solche von im Betrieb tä-
tigen Werkvertragsnehmern oder um Leiharbeitnehmer handelt. 

§ 2 
Einsatz von Personen in der Produktion

(1) Es dürfen nur Personen in der Produktion eingesetzt werden, die keine Erkältungssym-
ptome aufweisen und mindestens zweimal pro Woche auf Kosten des Betriebsinhabers auf 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch PCR-Verfahren getestet werden 
und dabei ein negatives Testergebnis haben. Bei Betrieben mit mehr als 100 Beschäftigten, 
von denen weniger als 100 Beschäftigte in der Produktion arbeiten, ist ein Test pro Woche 
ausreichend. Die Testfrequenz kann auf einmal pro Woche in den Fällen nach Satz 1 und 
alle zwei Wochen in den Fällen nach Satz 2 verringert werden, wenn und solange die letz-
ten zwei Testungen ausschließlich negative Testergebnisse erbracht haben und Personen, 
die nach einer Abwesenheit von mehr als fünf Tagen in den Betrieb zurückkehren oder 
erstmals im Betrieb eingesetzt werden, vor dem Einsatz in der Produktion – mit negativem 
Ergebnis – gesondert getestet werden. Für andere Personen (externe Personen, wie z.  B. 
Handwerker, Beschäftigte aus anderen Bereichen), die sich für mehr als drei Stunden in 
den Produktionsbereichen aufhalten, ist, sofern keine PCR-Testung im Vorfeld durch-
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geführt worden ist und keine Erkältungssymptome bestehen, ein negatives Ergebnis eines 
Antigen-Schnelltestes, das direkt vor dem Zutritt zu Produktionsbereichen festgestellt 
worden ist, ausreichend; für die Beschäftigten staatlicher Kontrollbehörden tragen die 
Dienstherren Vorsorge für eine regelmäßige Testung. Abweichend davon können bei Arbei-
ten, die nicht direkt mit der Produktion zusammenhängen und länger als drei Stunden 
dauern (z. B. Notfall-Reparaturen oder Wartungsarbeiten an Anlagen), externe Personen 
mit FFP2-Maske, Mindestabstand und unter ständiger Begleitung einer internen Auf-
sichtskraft im Produktionsbereich tätig werden. Andere Personen, die sich weniger als drei 
Stunden im Produktionsbereich aufhalten und nicht negativ getestet sind, haben eine 
Mund-Nase-Bedeckung zu tragen und den Mindestabstand einzuhalten.

(2) Die Testung kann unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Standards im sog. „Pool-
verfahren“ erfolgen. Die Auswertung muss durch ein akkreditiertes Prüfl abor erfolgen. Bei 
der Anwendung von Antigen-Schnelltests ist sicherzustellen, dass die Testung durch medi-
zinisch geschultes Personal durchgeführt wird.

(3) Die Nachweise über die Testung sind auf dem Betriebsgelände vorzuhalten und für ei-
nen Zeitraum von zwei Monaten aufzubewahren. 

(4) Die Testergebnisse sind mittels des Meldebogens zu dieser Verordnung wöchentlich 
an  das Landesinstitut für Arbeitsgestaltung des Landes NRW (Lia.nrw), Gesundheits-
campus 10, 44801 Bochum per Fax oder per Email1 spätestens jeden Montag für die Vor-
woche zu melden. Bei der Meldung ist das Formular gemäß der Anlage dieser Verordnung 
zu verwenden. Sonstige gesetzliche Meldepfl ichten, insbesondere Meldepfl ichten nach dem 
Infektionsschutzgesetz, bleiben unberührt.

§ 3
Weitere Verpfl ichtungen

(1) Die Beschäftigten müssen ausdrücklich darüber informiert werden, dass sie mit Erkäl-
tungssymptomen nicht arbeiten dürfen, sondern mit einem Anspruch auf Lohnfortzahlung 
der Arbeit fernbleiben müssen. Außerdem sind sie regelmäßig über die allgemeinen Hygie-
nemaßnahmen und insbesondere über die richtige Verwendung und die maximale Trage-
dauer der Mund-Nase-Bedeckung aufzuklären. Die Information hat in der Muttersprache 
zu erfolgen.

(2) Die Namen und Wohn- oder Aufenthaltsadressen sämtlicher auf dem Betriebsgelände 
anwesenden Personen müssen jederzeit und mit aktuellen Stand verfügbar sein und für ei-
nen Zeitraum von vier Wochen nach dem jeweiligen Erhebungsdatum aufbewahrt werden. 
Die Daten sind der nach dem Infektionsschutz- und Befugnisgesetz zuständigen Behörde 
jederzeit auf Verlangen zur Kontaktpersonennachverfolgung auszuhändigen.

§ 4 
Ausnahmen

(1) Die Verpfl ichtungen nach § 2 gelten nicht für Betriebe nach § 1, in denen die Arbeits-
bedingungen und die Arbeitsorganisation auf Basis eines Hygiene- und Infektionsschutz-
konzept so gestaltet sind, dass die spezifi schen Risiken einer Verbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 in der Fleischwirtschaft wirksam ausgeschlossen werden. Hierzu müssen 
mindestens folgende Bedingungen erfüllt sein:

1 per Fax: 0211/31011189 oder per Email: testung.evaluation@lia.nrw.de
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a)  im Betrieb werden nicht mehr als 20 % eigene oder fremde Beschäftigte eingesetzt, die 
in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind, 

b)  nach einer Abwesenheit von mehr als fünf Tagen in den Betrieb zurückkehrende oder 
erstmals im Betrieb eingesetzte Beschäftigte werden nur eingesetzt, wenn für sie ein 
maximal 48 Stunden altes negatives Testergebnis im Sinne von § 2 Absatz 1 vorliegt 
und sie eine Woche nach Betriebseintritt erneut – mit negativem Ergebnis – getestet 
werden, 

c)  die mittlere Raumtemperatur in den Produktionsbereichen liegt nicht unter 10 C°, 

d)  die mittlere Luftfeuchte in den Produktionsbereichen liegt zwischen 40 und 60 %, 

e)  bei der Belüftung der Produktionsbereiche wird in erheblichem Umfang (mehr als 
50 %) auf Frischluft zurückgegriffen und 

f)   im gesamten Produktionsbereich werden die Mindestabstände zwischen den Arbeits-
plätzen von mindestens 1,5 Metern eingehalten.

Im Übrigen muss das Hygiene- und Infektionsschutzkonzept die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 20.08.2020 (GMBl 
2020  S.  484-495), den SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales vom 16.04.2020 und die Regelungen der jeweils gültigen Corona-
schutzverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen berücksichtigen. Sonstige arbeits-
schutz- und infektionsschutzrechtliche Pfl ichten bleiben unberührt. 

(2) Das Hygiene- und Infektionsschutzkonzept ist zu dokumentieren und regelmäßig auf 
seine Umsetzung und Aktualität zu kontrollieren. 

(3) Betriebe, die die Ausnahme nach Absatz 1 für sich in Anspruch nehmen wollen, haben 
dies den zuständigen Arbeitsschutzdezernaten der jeweils örtlich zuständigen Bezirksre-
gierungen anzuzeigen. Der Anzeige sind das Hygiene- und Infektionsschutzkonzept und 
eine Erläuterung beizufügen, aus der sich ergibt, dass den Risiken einer Verbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 in dem Betrieb wirkungsvoll begegnet wird. Die Bezirksregie-
rungen informieren die nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 
des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden.

(4) Auf Antrag können die nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach § 28 Ab-
satz 1 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden oder im Fall der Amtshilfe die 
Arbeitsschutzdezernate der Bezirksregierung im Einzelfall weitere Ausnahmen von den 
Verpfl ichtungen nach dieser Verordnung für Betriebe oder Betriebsteile zulassen, wenn die 
spezifi schen Risiken einer Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in dem Betrieb oder 
Betriebsteil durch anderweitige Vorkehrungen wirksam ausgeschlossen werden. Dies ist 
durch eine gutachterliche Bewertung eines nicht in dem Betrieb angestellten Sachverstän-
digen nachzuweisen. 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Nummer 24 in Verbindung mit §§ 32, 28 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 

1.  entgegen der Regelung des § 2 Personen ohne die erforderlichen vorherigen oder re-
gelmäßigen Testungen im Produktionsbereich der in § 1 genannten Betriebe einsetzt 
oder

2.  als Betriebsinhaber oder für die Geschäftsführung verantwortliche Person die Doku-
mentation nach § 3 Absatz 2 nicht sicherstellt. 
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§ 6
Schlussvorschriften

Die Verpfl ichtungen dieser Verordnung gelten zusätzlich zu bestehenden gesetzlichen 
 Verpfl ichtungen. Die Befugnisse der zuständigen Behörden, im Einzelfall zusätzliche 
 Anordnungen zu treffen, bleiben unberührt.

§ 7
Zeitliche Geltung

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
15. Dezember 2020 außer Kraft.

Düsseldorf, den 27. November 2020

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n
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Stand: 28.08.2020 

 
Meldung der Testergebnisse zu Evaluationszwecken gemäß § 2 Abs. 4 

Satz 2 der CoronaFleischwirtschaftVO 
 
per Fax an 0211/ 3101-1189 oder per E-Mail an testung.evaluation@lia.nrw.de 
 
 

Firmenname:  

Straße, Hausnummer:  

PLZ:   Ort:  

Falls die Firmenanschrift und die Adresse des Einsatzortes voneinander abweichen, 
bitte beides angeben. 

ggf. Adresse Einsatzort 
Straße, Hausnummer:  

PLZ:   Ort:  

Ansprechpartner:  

Rufnummer für Rückfragen:  

Meldung für Kalenderwoche Nr.:   

Beschäftigtenzahl Gesamtbetrieb:  

Beschäftigtenzahl Produktion:  

    

Anzahl getestete Personen (1. Durchlauf):  davon positiv:  

  

Bei >100 Beschäftigte in der Produktion  

Anzahl getestete Personen (2. Durchlauf):  davon positiv:  
 
 

GV. NRW. 2020 S. 1087a
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2126

Verordnung zur Regelung von Absonderungen 
nach § 30 des Infektionsschutzgesetzes

(Quarantäneverordnung NRW)

Vom 30. November 2020

Auf Grund der §§ 32, 28 Absatz 1 Satz 1, § 28 a Absatz 1, 29, 30 in Verbindung mit § 73 Ab-
satz 1 a Nummer 6 und 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. Novem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert und § 28 a Absatz 1 durch Artikel 1 Nummer 17 des 
Gesetzes vom 18. November 11.2020 (BGBl.  I S.  2397) eingefügt worden ist, §  29 zuletzt 
durch Artikel 41 Nummer 7 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (BGBl. I S. 1594) sowie § 30 zu-
letzt durch Artikel 1 Nummer 18 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) und § 73 
Absatz 1 a Nummer 6 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 26 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018) und § 73 Absatz 1 a Nummer 24 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 23 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl.  I S.  2397) geändert worden sind, sowie des § 3 
Absatz  2 Nummer  2 und §  10 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218 b) verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

§ 1 
Begriffsbestimmung und Inhalte der Quarantäne

(1) Der Begriff der Quarantäne im Sinne der nachfolgenden Regelungen entspricht der 
Absonderung nach § 30 des Infektionsschutzgesetzes. 

(2) Personen, die sich nach den §§ 2 bis 4 dieser Verordnung in Quarantäne begeben müssen 
oder für die durch die zuständige Behörde Quarantäne angeordnet worden ist, haben sich 
in die eigene Häuslichkeit oder in eine andere die Absonderung ermöglichende Unterkunft 
zu begeben und sich dort abzusondern. Absondern bedeutet, dass die betroffenen Personen 
den Kontakt mit Personen außerhalb der Häuslichkeit vollständig vermeiden sollen. Sie 
dürfen insbesondere keinen Besuch empfangen. Darüber hinaus sollen sie den Kontakt mit 
Personen innerhalb der eigenen Häuslichkeit, die nicht selbst in Quarantäne sind und auf 
deren Unterstützung sie angewiesen sind, auf ein Mindestmaß beschränken. Bei unver-
zichtbaren Kontakten ist eine Alltagsmaske im Sinne des § 3 Absatz 1 der Coronaschutz-
verordnung zu tragen, sofern nicht ausnahmeweise eine Befreiung von der Pfl icht zum 
 Tragen einer Alltagsmaske (z. B. aus gesundheitlichen Gründen) nach §  3 Absatz  4 Nr.  2 
oder Nr.4 Coronaschutzverordnung vorliegt. Wenn sich an die Häuslichkeit oder Unterkunft 
ein Balkon, eine Terrasse oder ein Garten anschließt, dürfen sich die betroffenen Personen 
auch in diesem Bereich aufhalten, wenn der Bereich ausschließlich von ihnen oder mit ih-
nen zusammenlebenden Personen genutzt wird (erlaubter Außenbereich). Im Übrigen wird 
auf die Verhaltensregeln im Hinweisblatt des Robert Koch-Instituts „Häus liche Isolierung 
bei bestätigter Covid 19-Infektion“ (https://www.rki.de/DE/Content/ InfAZ/N/Neuartiges_
Coronavirus/Quarantaene/haeusl-Isolierung.html) verwiesen, die auch bei einer Quaran-
täne nach den folgenden Vorschriften beachtet werden sollen.

(3) Soweit eine Person, für die nach den nachfolgenden Regelungen eine Quarantäne ange-
ordnet ist, geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, hat die Person, 
der die Personensorge zukommt, für die Erfüllung der Verpfl ichtungen nach dieser Verord-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 53a vom 30. November 2020 1093a

nung zu sorgen. Die gleiche Verpfl ichtung trifft die gesetzliche Betreuerin oder den gesetz-
lichen Betreuer der quarantänepfl ichtigen Personen, soweit dies zum Aufgabenkreis der 
gesetzlichen Betreuung gehört. 

(4) Personen, die sich nach den nachfolgenden §§ 2 bis 4 in Quarantäne zu begeben haben, 
unterliegen der Beobachtung durch das zuständige Gesundheitsamt. 

(5) Die folgenden Regelungen unterscheiden bei den derzeit im wesentlichen verfügbaren 
Testverfahren auf das SARS-CoV-2-Virus zwischen molekularbiologische Tests (im Folgen-
den „PCR-Test“) und PoC-Antigen-Tests (im Folgenden „Coronaschnelltest“).

§ 2
Quarantäne bis zum Vorliegen einer molekularbiologischen Testung (PCR-Test)

(1) Personen, die sich wegen Erkältungssymptomen oder einem positiven Coronaschnell-
test einem PCR-Testunterzogen haben, sind verpfl ichtet, sich bis zum Vorliegen des Tester-
gebnisses in Quarantäne zu begeben. 

(2) Ist das Ergebnis des PCR-Tests positiv, ist die Quarantäne unmittelbar nach § 3 dieser 
Verordnung fortzusetzen. Ist das Ergebnis negativ, kann die Quarantäne beendet werden, 
es sei denn die getestete Person hat den Test während eine bereits bestehenden behördlich 
angeordneten oder nach den folgenden §§ 3 und 4 geltenden Quarantäne vornehmen las-
sen. In diesen Fällen richtet sich das Ende der Quarantäne nach der behördlichen Verord-
nung oder den Regelungen in den §§ 3 und 4. 

(3) Für Bewohnerinnen und Bewohner von Pfl egeeinrichtungen und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe gelten anstelle der Absätze 1 bis 2 die Regelungen der Allgemeinverfü-
gungen „Schutz von Pfl egeeinrichtungen vor dem Eintrag von SARS-CoV-2-Viren unter 
Berücksichtigung des Rechts auf Teilhabe und sozialer Kontakte der pfl egebedürftigen 
Menschen“ (CoronaAVPfl egeundBesuche) und „Schutz von Menschen mit Behinderungen 
und Personen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten in der Eingliederungshilfe und 
Einrichtungen der Sozialhilfe vor dem Eintrag von SARS-CoV-2 –Viren unter Berücksich-
tigung des Rechts auf soziale Teilhabe“ (CoronaAVEGHSozH) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

§ 3
Quarantäne aufgrund eines positiven Test-Ergebnisses

(1) Personen, bei denen eine Infektion mit SARS-CoV-2 mit einem PCR-Test nachgewiesen 
ist, sind verpfl ichtet, sich unverzüglich nach Erhalt dieses Testergebnisses auf direktem 
Weg in Quarantäne zu begeben.

(2) Soweit die örtlichen Ordnungs- oder Gesundheitsbehörden individuelle Anordnungen 
zur Quarantäne treffen, gehen diese den Regelungen dieser Verordnung vor.

(3) Die Quarantäne endet, wenn keine Krankheitssymptome vorliegen bzw. während der 
Quarantäne auftreten, frühestens 10 Tage nach der Vornahme des Tests. Bei Vorliegen von 
Krankheitssymptomen verlängert sich die Quarantäne, bis die Symptome über einen unun-
terbrochenen Zeitraum von 48 Stunden nicht mehr vorliegen. Absatz 2 gilt entsprechend. 
Das zuständige Gesundheitsamt ist in diesem Fall über die Verlängerung der Quarantäne 
und deren Ende zu informieren. 
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(4) Für Bewohnerinnen und Bewohner von Pfl egeeinrichtungen und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe gelten anstelle der Absätze 1 bis 4 die Regelungen der Allgemeinverfü-
gungen „Schutz von Pfl egeeinrichtungen vor dem Eintrag von SARS-CoV-2-Viren unter 
Berücksichtigung des Rechts auf Teilhabe und sozialer Kontakte der pfl egebedürftigen 
Menschen“ (CoronaAVPfl egeundBesuche) und „Schutz von Menschen mit Behinderungen 
und Personen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten in der Eingliederungshilfe und 
Einrichtungen der Sozialhilfe vor dem Eintrag von SARS-CoV-2 –Viren unter Berücksich-
tigung des Rechts auf soziale Teilhabe“ (CoronaAVEGHSozH) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

§ 4
Quarantäne für Haushaltsangehörige

(1) Personen, die mit einer positiv getesteten Person nach § 3 Absatz 1 in einer häuslichen 
Gemeinschaft leben, sind verpfl ichtet, sich unverzüglich nach Bekanntwerden des positiven 
Testergebnisses des Haushaltsmitglieds ebenfalls in Quarantäne zu begeben. Dies gilt nicht 
für Personen, die mit der positiv getesteten Person seit dem Zeitpunkt der Testung sowie in 
den letzten zehn Tagen vor diesem Zeitpunkt keinen Kontakt hatten und ihrerseits keine 
Krankheitssymptome aufweisen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen dürfen die Quarantäne für die Durchführung eines 
Tests auf Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus sowie die dazu erforderliche un-
mittelbare Hin- und Rückfahrt unterbrechen. Ihre Quarantäne endet aber nicht mit dem 
Vorliegen des eigenen Testergebnisses, sondern nur nach Maßgabe der folgenden Absätze.

(3) Die Quarantäne nach Absatz 1 endet 14 Tage nachdem der Test bei dem positiv geteste-
ten Haushaltsmitglied (Primärfall) vorgenommen wurde.  Die Quarantäne kann verkürzt 
werden, wenn die in Absatz 1 genannte Person einen PCR-Test oder Coronaschnelltest vor-
nehmen lässt und dabei ein negatives Testergebnis erhält. Die zu Grunde liegende Testung 
darf frühestens 10 Tage nach der Testung des Primärfalles vorgenommen worden sein.  

(4) Die in Absatz 1 genannten Personen haben das zuständige Gesundheitsamt über den 
Beginn der Quarantäne zu informieren und unverzüglich telefonisch zu kontaktieren, wenn 
sie Krankheitszeichen zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten.

(5) Soweit die örtlichen Ordnungs- oder Gesundheitsbehörden individuelle Anordnungen 
zur Quarantäne treffen, gehen diese auch für Haushaltsangehörige den Regelungen dieser 
Verordnung vor.

§ 5
Quarantäne für andere Kontaktpersonen

(1) Über die Quarantäne von Kontaktpersonen, die keine Haushaltsangehörigen im Sinne 
von § 4 sind, entscheidet die örtliche Ordnungsbehörde in Abstimmung mit dem zuständi-
gen Gesundheitsamt. 

(2) Die Dauer der Quarantäne ergibt sich aus der Anordnung dieser Behörde. Sie soll in 
der Regel 14 Tage nach Kontakt zur positiv getesteten Person (Primärfall) betragen. Sie 
kann aber auf 10 Tage verkürzt werden, wenn die betroffene Person eine Testung mittels 
PCR-Test oder Coronaschnelltest vornehmen lässt und dabei ein negatives Testergebnis 
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 erhält. Die Testung zur Verkürzung der Quarantäne der Kontaktperson darf frühestens 
10 Tage nach Beginn der angeordneten Quarantäne erfolgen. 

§ 6
Ausnahmen von der Quarantäne

(1) Soweit in besonderen Situationen (zum Beispiel wegen eines notwendigen Arztbesu-
ches) Abweichungen von den Regelungen der §§ 2, 3 und 4 erforderlich werden, bedarf es 
hierzu der vorherigen Zustimmung der örtlichen Ordnungsbehörde in Abstimmung mit 
dem Gesundheitsamt. Dies gilt nur dann nicht, wenn ein Verlassen der Wohnung zum 
Schutz von Leib und Leben zwingend erforderlich ist (zum Beispiel Hausbrand, akuter 
medizinischer Notfall oder eine wesentliche Verschlechterung der Corona-Symptomatik).

(2) Für Personal kritischer Infrastrukturen gemäß der Anlage zur Coronabetreuungsver-
ordnung kann die örtlich zuständige Ordnungsbehörde in Abstimmung mit dem zuständi-
gen Gesundheitsamt bei Vorliegen wichtiger Gründe Ausnahmen zur Ausübung der berufl i-
chen Tätigkeit zulassen, wenn keine Krankheitssymptome vorliegen und ein betriebliches 
Konzept mit präventiven Maßnahmen zum betrieblichen Infektionsschutz besteht. Hierzu 
gehören beispielsweise Festlegungen, welche Schutzmaßnahmen an welchem Arbeitsplatz 
vorzunehmen sind (zum Beispiel Abstandsregelungen, Vereinzelung, Zuordnung fester 
Teams, um wechselnde Kontakte zu vermeiden und so weiter). Voraussetzung für die Zulas-
sung der Ausnahme ist, dass glaubhaft gemacht wird, dass alle anderen Maßnahmen zur 
Sicherstellung einer unverzichtbaren Personalbesetzung ausgeschöpft sind und es sich um  
essentielles  oder hoch spezialisiertes Personal handelt, welches nicht durch Umsetzung 
oder kurzfristiges Anlernen von Personal aus anderen Bereichen ersetzt werden kann (zum 
Beispiel Techniker in der Energie- und Wasserversorgung, Fluglotsen, IT-Ingenieure, veteri-
närmedizinisches, pharmazeutisches und Laborpersonal). Die einschlägigen Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts sind zu beachten.

(3) Die örtliche Ordnungsbehörde kann im Einzelfall in Abstimmung mit dem zuständi-
gen  Gesundheitsamt weitere Ausnahmen zulassen. Eine Ausnahme kommt insbesondere 
dann in Betracht, wenn eine vollständige Absonderung innerhalb der häuslichen Gemein-
schaft (z. B. Abwesenheit der übrigen Haushaltsangehörigen, bereits durchgemachte SARS 
CoV-2-Infektion) gegeben ist. 

§ 7
Informationspfl ichten

(1) Positiv getestete Personen nach § 3 Absatz 1 sind gehalten, unverzüglich alle Personen 
zu unterrichten, zu denen in den letzten vier Tagen vor der Durchführung des Tests oder 
seit Durchführung des Tests ein enger persönlicher Kontakt bestand. Dies sind diejenigen 
Personen, mit denen für einen Zeitraum von mehr als 15 Minuten und mit einem Abstand 
von weniger als 1,5 Metern ein Kontakt ohne das beiderseitige Tragen einer Alltagsmaske 
bestand oder Personen mit denen ein schlecht oder nicht belüfteter Raum über eine län-
gere Zeit geteilt wurde. 

(2) Das Gesundheitsamt entscheidet über das weitere Vorgehen. 
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§ 8
Verfügungen der örtlichen Behörden

Die Bestimmungen dieser Verordnung gehen widersprechenden und inhaltsgleichen Allge-
meinverfügungen der nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 30 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden vor. Unbeschadet 
davon bleiben die nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach §  28 Absatz  1 in 
 Verbindung mit § 30 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden befugt, im Ein-
zelfall auch über diese Verordnung hinausgehende Schutzmaßnahmen anzuordnen. Aus-
nahmen von Geboten und Verboten dieser Verordnung können die nach dem Landesrecht 
für Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen Be-
hörden nur in den ausdrücklich in dieser Verordnung vorgesehenen Fällen erteilen.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Nummer 24 Infektionsschutzgesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.  sich entgegen § 2 Absatz 1, § 3 Absatz 1 oder § 4 Absatz 1 nicht in der vorgeschrie-
benen Weise oder nicht rechtzeitig in Quarantäne begibt. 

2.  entgegen § 2 Absatz 1 oder § 3 Absatz 1 oder § 4 Absatz 1 jeweils in Verbindung mit 
§ 2 Absatz 2 Besuch empfängt.  

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Sie tritt am 20. Dezember 2020 
außer Kraft.

Düsseldorf, den 30. November 2020

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

GV. NRW. 2020 S. 1092a
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2126

Feststellung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
zu einer epidemischen Lage von landesweiter Tragweite 

Vom 27. November 2020

Folgender Beschluss des Landtags Nordrhein-Westfalen in seiner 110. Sitzung vom 27. No-
vember 2020 wird bekanntgemacht:

1.  Der Landtag Nordrhein-Westfalen stellt gemäß des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
zur Regelung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage 
von landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach dem In-
fektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz – IfSBG-NRW) (GV. NRW. 
2020 S. 218b) im Land Nordrhein-Westfalen eine epidemische Lage von landesweiter 
Tragweite fest. 

2.  Die Feststellung gilt für zwei Monate. Sie ist im Gesetz- und Verordnungsblatt be-
kannt zu machen.

Düsseldorf, 27. November 2020

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Armin  L a s c h e t

GV. NRW. 2020 S. 1097a
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